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Potsdam und die Um-
landgemeinden sind für
viele Menschen ein An-
ziehungspunkt gewor-
den. Die Region wächst.
Was einerseits für die
hiesige Attraktivität
spricht, hat allerdings
auch seine Schattensei-
ten. Bezahlbarer Wohn-
raum wird immer knap-
per, die Mieten steigen.
Der Ausbau der Infra-
struktur kommt kaum
hinterher. Es fehlen Ki-
tas und Schulen, sowie
belastbare Verkehrssys -
teme zwischen der
Stadt und dem Umland,
wie auch nach Berlin.
Gleichzeitig haben viele
Menschen das Gefühl,
dass von ihrem Geld im-
mer weniger übrig-
bleibt.

Diese Probleme wer-
den sich nicht von al-
leine lösen. Wir brau-
chen eine andere, eine
soziale Politik. Potsdam
soll eine Stadt für alle
sein, die hier leben wol-
len. Deswegen muss so-
zialer Wohnungsbau
durch öffentlichen und
genossenschaftlichen
Neubau wiederbelebt und neu ausge-
richtet werden. Privatinvestoren, die
öffentliche Förderung in Anspruch neh-
men, müssen zum anteiligen Bau von

Sozialwohnungen verpflichtet werden
- mit dem Ziel lebendige vielfältige
Quartiere zu entwickeln. Die Mietpreis-
bindung muss unbefristet sein. Die

Mieten müssen ge-
deckelt werden.

Armut muss konse-
quent bekämpft und
Armutsrisiken verhin-
dert werden. Wir
brauchen einen Aus-
bau der gesetzlichen
Rente und eine soli-
darische Mindestren-
te von 1.050 Euro, da-
mit Altersarmut ver-
hindert wird. Familien
müssen stärker ent-
lastet und unterstützt
werden. Das Kinder-
geld muss erhöht und
das entwürdigende
Hartz-IV-System end-
lich abgeschafft wer-
den.

Außerdem spricht
sich DIE LINKE für ein
öffentliches Investiti-
onsprogramm aus
Bundesmitteln aus,
um Kommunen beim
Bau von Schulen und
Kitas zu unterstützen.
Denn auch in Pots-
dam, Deutschlands
kinderreichster Stadt,
muss eine wohnort-
nahe Versorgung mit
Schulen und Kitas ge-
währleistet sein.

Damit Leben in Potsdam kein Luxus
ist, braucht es am 24. September Ihre
Stimme für DIE LINKE.

Ihr Norbert Müller, MdB (Foto)

Leben darf kein Luxus sein!

Persönliches und Politisches über Norbert Müller

Geboren wurde Norbert Müller 1986
in der Oderbruchstadt Wriezen. Auf-
gewachsen ist er in Strausberg, wo
er auch sein Abitur ablegte. Seit der
Jahrtausendwende war er aktiv in ver-
schiedenen lokalen Initiativen im An-
tifa- und Bildungsbereich und arbeitete
an mehreren Zeitungsprojekten mit.

Seit 2005 lebt er in der Landeshaupt-
stadt. In diesem Jahr begann er auch
sein Studium  „Geschichte/Lebensge-

staltung, Ethik, Religion“ auf Lehramt
an der Universität Potsdam. Von 2008
bis 2010 wirkte Norbert Müller als
studentischer Mitarbeiter am Zentrum
für Zeithistorische Forschung (Pots-
dam). 2010 fungierte er als Bildungs-
referent des Vereins zur Förderung ei-
ner solidarischen Wirtschaftsweise
und der Völkerverständigung e.V. .

Neben seiner Mitgliedschaft in ver-
schiedenen politischen Vereinigungen

ist der 31-jährige Mitglied im Babels-
berger Kiezverein Babelsberg 03.

Norbert Müller ist stellvertretender
Landesvorsitzender der LINKEN in
Brandenburg und kandidiert (nach
2013) und 2017 für seine  Partei bei
der Bundestagswahl 2017 im Wahlkreis
61. 

Er ist verheiratet und Vater von zwei
Söhnen. (Quelle: www.norbert-muel-
ler.net)

Soziale Gerechtigkeit –
Worum geht 
es eigentlich? 

Ein Kommentar 
von Dr. Ulrich Schneider,
Hauptgeschäftsführer 
des Paritätischen 
Gesamtverbandes
Viel wird der-
zeit von sozia-
ler Gerechtig-
keit geredet.
Von einem
Gerechtig-
keitswahl-
kampf ist so-
gar die Rede.
Doch was soll
das sein, so-
ziale Gerech-
tigkeit? Ge-
rechtigkeit und Ungerechtigkeit ha-
ben immer mit Gleichheit und Un-
gleichheit zu. Es sind zwei Seiten
einer Medaille. Nun ist ja Ungleich-
heit erst einmal etwas Schönes. Wie
trist wäre es, wenn alle und alles
gleich wären? Ungleichheit bedeutet
Vielfalt, jeder nach seiner Fasson,
nach seiner Neigung, nach seinen
Vorlieben. Jeder nach seiner ganz
individuellen Persönlichkeit. Wer
will schon Gleichmacherei, die nichts
anderes meint, als Ungleiches gleich
zu machen? Und doch: Die Aner-
kenntnis, dass alle Menschen bei
aller Verschiedenheit die gleiche
Würde haben, und die gleichen Rech-
te haben müssen, ist eine der großen
Errungenschaften der Aufklärung.
Die Anerkennung dieser Gleichheit
ist eine Voraussetzung einer jeden
demokratischen Gesellschaft. Wenn
aber alle die gleiche Würde haben
und damit jeder Menschen gleich
viel wert ist, kann und darf Un-
gleichheit in einer aufgeklärten Ge-
sellschaft von Mächtigen aufoktroy-
iert sein. Der Gedanke der Gleich-
würdigkeit ist für die Idee sozialer
Gerechtigkeit zwingend. Privilegien
müssen sehr gut begründet sein.
Nicht wer arm ist, sondern wer reich
ist, hat sich zu rechtfertigen. Soziale

(Fortsetzung auf Seite 2)
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Bei einer Wahl können die Wähler in
ihren Wahlkreisen entscheiden, wer
ihr Land regieren soll.

Die Wahlkreise sind so eingeteilt,
dass in jedem etwa gleich viele Wähler
leben. Der Politiker oder die Politikerin,
die in einem Wahlkreis die meisten
Stimmen bekommt, vertritt die Men-
schen im Bundestag.

Das nennt man Direktmandat. Ein
Mandat ist ein Auftrag. Der Begriff
kommt vom lateinischen Ausdruck „ex
mano datum“. Das be-
deutet „etwas aus der
Hand geben“. Die Wähler
geben den Politikern
durch ihre Stimme den
Auftrag, sie im Bundestag
zu vertreten. Über solche
Direktmandate wird die
Hälfte der Sitze im Bun-
destag vergeben.

Bei der Bundestagswahl
hat jeder Wähler zwei
Stimmen: eine Erststim-
me und eine Zweitstim-
me.

Mit der Erststimme
wählt man direkt einen
Kandidaten/eine Kandi-
datin aus dem Wahlkreis,
in dem man wohnt. In
Deutschland gibt es 299
Wahlkreise.

Mit der Zweitstimme
wählt man keinen be-
stimmten Kandidaten,
sondern eine Partei. Jede
Partei hat vor der Wahl
eine Liste aufgestellt. Dar-
auf stehen die Politiker,
die für die Partei im Bun-
destag arbeiten möchten.

Nach der Wahl werden
die Stimmen aus allen
Wahlkreisen zusammen-
gezählt. Je mehr Stimmen

eine Partei bekommt, umso mehr Po-
litiker von der Liste dieser Partei dürfen
in den Bundestag. Die Zweitstimme
wird daher auch Listenstimme ge-
nannt.

Fünf-Prozent-Hürde und Direktman-
date: Um in den Bundestag zu kom-
men, brauchen die Parteien mindestens
fünf Prozent der Stimmen. Dabei gibt
es aber eine Ausnahme: Wenn eine
Partei in mindestens drei Wahlkreisen
Direktmandate gewinnt, darf sie Poli-

tiker auch in den Bundestag schicken,
wenn sie insgesamt weniger als fünf
Prozent der Zweitstimmen bekommen
hat.

Die Bundestagswahl findet in diesem
Jahr am 24. September statt. Wählen
können Sie in einem Wahllokal in ihrer
Nähe. Das ist auf der Wahlbenachrich-
tigungskarte vermerkt, die sie ca. sechs
bis acht Wochen vor dem Wahltermin
erhalten sollten. Falls nicht - erkundigen
Sie sich bei Ihrer Gemeinde!

Briefwahl: Die Wahlbe-
nachrichtigung benötigen
Sie auch, wenn Sie am
Wahltag nicht zu Hause
wählen können. In diesem
Fall haben Sie die Möglich-
keit, Briefwahlunterlagen
zu beantragen. Diese be-
kommen Sie von Ihrer Ge-
meinde nach Hause ge-
schickt und können dann
schon vor dem eigentlichen
Wahltermin Ihre Stimme
abgeben.

Ihren Stimmzettel senden
Sie im verschlossenen Um-
schlag zurück. Dieser wird
dann am Wahlabend geöff-
net und zusammen mit den
anderen Stimmen ausge-
zählt.

Auf dem Stimmzettel
können Sie zwei Kreuze ma-
chen! Links finden Sie die
Direktkandidaten aus ihrem
Wahlkreis - hier wählen Sie
eine Person, z.B. Norbert
Müller. Auf der rechten Seite
wählen Sie eine Partei, z.B.
DIE LINKE. und bestimmen
damit die Anzahl der Man-
date, die sie im Bundestag
erhält.

Also –
Sie haben die Wahl!

Gerechtigkeit ist dann nicht mehr ge-
geben, wenn Privilegien nicht mehr
nachvollziehbar begründbar sind. Wenn
eine Krankenschwester 200 Jahre ar-
beiten müsste, um das zu erhalten,
was sich der Vorstand eines DAX-Kon-
zernes in einem Jahr gönnt, ist das
schlechterdings nicht mehr begründbar.
Wenn Firmenerben völlig leistungslos
Millionen und Milliarden einstreichen,
ohne nennenswert Steuern zahlen zu
müssen, ist das nicht mehr begründbar.
Wenn in Deutschland mittlerweile über
fünf Billionen Euro Geldvermögen auf
den privaten Konten liegt, und wenn

die reichsten zehn Prozent etwa drei
Viertel des gesamten Vermögens unter
sich aufteilen und die untere Hälfte
auf der Einkommensleiter mehr oder
weniger in die Röhre schaut, ist dies
nicht mehr zu begründen. Ebenso we-
nig kann begründet werden, weshalb
es im Land mit dem viertgrößten Brut-
toinlandsprodukt der Welt zwei Mil-
lionen Kinder in Hartz IV leben müssen
und ihrer Zukunftschancen beraubt
werden. Wer solches anspricht, sieht
sich schnell dem Vorwurf der Neiddis-
kussion ausgesetzt. Doch das ist falsch.
Es geht nicht um Neid. Es geht mir um
die große Zahl armer Kinder in diesem
Land, die eine Bildungsoffensive bräuch-

ten. Es geht um die rund eine Million
Langzeitarbeitslosen, für die wir endlich
geförderte Arbeitsplätze brauchen, weil
der Arbeitsmarkt ihnen sonst offen-
sichtlich nichts bieten kann. Es geht
um 360.000 Wohnungslose unter uns,
die preiswerte Wohnungen brauchen,
um Millionen von Pflegebedürftige,
die mehr Personal mit mehr Zeit be-
nötigen. Es geht um öffentliche
Schwimmbäder und Büchereien, Ju-
gendclubs, Altenclubs, Theater und
Sportstätten. Es geht um eine inklusive
Gesellschaft, eine Gesellschaft, die kei-
nen zurücklässt und die für alle glei-
chermaßen lebenswert ist. Es geht
ganz einfach um soziale Gerechtigkeit. 

Die Bundestagswahl: So funktioniert‘s

(Fortsetzung von Seite 1)

www.briefwahl-mit-links.de

für mehr Gerechtigkeit
Briefwahl
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Respekt und gute Arbeit
Fair: Mindestlohn, der zum Leben und
für eine armutsfeste Rente reicht: 12
Euro! Neues Normalarbeitsverhältnis:
Arbeitszeit kürzen, mehr Arbeit für
Alle! Vollzeit um die 30 Stunden bei
vollem Lohn- und notwendigem Per-
sonalausgleich. Unfreiwillige Teilzeit
schränken wir ein. Zukunft planbar
machen: Leiharbeit, Befristung und
Missbrauch von Werktätigen stoppen.

Keine Angst vor Altersarmut
Lebensstandard sichern: Sicherungs-
niveau von 5,3 % - das sind 130 Euro
mehr für den „Durchschnittsrentner!.
Gleiche Renten in Ost und West!
Schluss mit Altersarmut: Solidarische
Mindestrente von 1.050 Euro, niedrige
Löhne in der Rente aufwerten, das

sind z.B. 270 Euro mehr Rente für eine
Verkäuferin. Statt Arbeiten bis zum
Umfallen: Ab 65 sowie nach 40 Bei-
tragsjahren abschlagsfrei in die Rente.
Die Löhne und Renten sind im Osten
immer noch niedriger als im Westen.
Wir gleichen sie an. 

Mindestsicherung 
ohne Sanktionen!

Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar: Hartz IV abschaffen, eine sank-
tionsfreie Mindestsicherung von 1.050
Euro einführen, ALG 1 verlängern, Hür-

den abbauen. Kinderarmut beseitigen:
Kindergeld umgehend auf 328 Euro
erhöhen, Kindergrundsicherung von
573 Euro einführen. Das Öffentliche
stärken: Sozialtarife für Strom, Sozi-
altickets; gebührenfreie Bildung von
der Kita bis zur Hochschule und ein
kostenfreies warmes Essen in Kita und
Schule. 

Keine Zwei-Klassen-Medizin
Solidarische Gesundheitsversicherung:
Alle zahlen mit allen Einkommen  ein.
Paritätische Finanzierung der Beiträge
– wir senken die Beiträge auf unter
12 Prozent und niemand muss mehr
für Brillen oder Zahnersatz zuzahlen.
Aufwertung und gesetzliche Perso-
nalbemessung in Gesundheit und Pfle-
ge: 100 000 Pflegekräfte mehr in den
Krankenhäusern. Pflegevollversiche-
rung: Alle Leistungen werden über-
nommen. Alle zahlen mit allen Ein-
kommen ein.

Bezahlbares Wohnen für alle
Investieren: Sozialen, kommunalen
und gemeinnützigen Wohnungsbau
stärken: 250.000 Wohnungen pro Jahr.
Sichern: Sozialbindung nicht auslaufen
lassen, keine Mieterhöhung ohne Wert-
erhöhung. Bremsen: Wirksam Speku-
lationen und Privatisierungen stoppen.
Einfrieren und Absenken von Mieten
im Milieuschutz / in angespannten
Wohnlagen.

Umsetzen für 
soziale Gerechtigkeit

Gerechte Einkommensteuer: Wir sen-
ken die Steuern für Menschen mit
durchschnittlichen und niedrigen Ein-
kommen. Steuerfreibetrag aus 12.600
Euro erhöhen. Alle, die weniger als
7.100 Euro brutto im Monat verdienen,
werden entlastet. Wir gleichen aus,
indem wir hohe Einkommen stärker
besteuern: Spitzensteuersatz 53 % über
70.000 Euro steuerpflichtiges Einkom-
men. Millionäre besteuern, Vermö-
genssteuer von 5 % auf alle Vermögen
oberhalb von 1 Mio Euro. Die Reichen-
steuer erweitern: 60 % ab rund
260.000 Euro, 75 % auf Einkommen
oberhalb von 1 Million Euro.

120 Mrd. Euro 
Zukunftsinvestitionen

Öffentliche Infrastruktur und öffent-
liche Daseinsvorsorge stärken, Arbeits-
plätze vor allem in Bildung, Gesundheit,
Pflege und Bauwirtschaft schaffen,
mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen
und Wirtschaft und Energieversorgung
ökologisch und sozial verträglich um-
bauen.

Soziale Offensive für alle
Wohnen, Bildung und Arbeitsmarkt:
Investieren und sozial gerecht für Alle
gestalten. Kein Sterben im Mittelmeer

oder Erfrieren auf der Balkanroute: Le-
gale Fluchtwege sind eine gemeinsame
Verantwortung in Europa. Grundrecht
auf Asylrecht wieder herstellen und
Genfer Flüchtlingskonvention endlich
durchsetzen. 

Fluchtursachen bekämpfen!
Konsequent sein: Waffenexporte ver-
bieten – vor allem in Krisengebiete.

Abrüsten: Keine Erhöhung des Mili-
täretats und keine europäische Ar-
mee.
Frieden stärken: Europäische Entspan-
nungspolitik statt Auslandseinsätze
der Bundeswehr.

Die Europäische Union 
neu starten

Statt Vorfahrt für die Unternehmen
und Banken wollen wir, dass die Men-
schen an erster Stelle stehen. Wir wol-
len einen Aktionsplan gegen Erwerbs-
losigkeit in Europa und für soziale und
ökologische Wirtschaft. Statt Freihan-
delsabkommen wie TTIP und TISA brau-
chen wir einen fairen Handel und wirk-
samen Klimaschutz. Schluss mit der
unsozialen Kürzungspolitik. Wir ma-
chen die Europäische Union sozial, de-
mokratisch und lebenswert für alle. 

Leben
planbares 

Job,  
Sicherer 

www.die-linke.de

Niveau
Renten mit 

www.die-linke.de

www.100-Prozent-sozial.de

Mieten 

bezahlbar sein
müssen 

www die linke de

Kitas und Schulen
mehr Geld für 

besteuern, 
Millionäre 

www.die-linke.de
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Ein starker Anstieg von Armut und
Reichtum in den vergangenen Jahren
könne „anhand messbarer statisti-
scher Daten […] so nicht bestätigt
werden.“ So steht es im 5. Armuts-
und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, der seit einiger Zeit für Wirbel
sorgt. Dass trotzdem ein Großteil der
Bevölkerung der Auffassung sei, dass
die Schere zwischen Arm und Reich
in letzten Jahren weiter auseinan-
dergegangen ist, zeige lediglich, „dass
Wahrnehmung und messbare Realität
mitunter auseinandergehen.“

Nun ist die Zunahme sozialer Unge-
rechtigkeit in der Bundesrepublik
Deutschland, jedoch nicht nur ein un-
begründetes Bauchgefühl, wie uns die
Bundesregierung weiß
machen will. Wie ak-
tuelle Zahlen zeigen,
muss tatsächlich von
wachsender Armut ge-
sprochen werden. So
zeigen Auswertungen
von Eurostat-Daten
durch die LINKEN-Bun-
destagsabgeordnete
Zimmermann, dass ins-
gesamt 1,7 Millionen
Kinder unter 16 Jahren
in einem Haushalt le-
ben, dessen Einkom-
men unter der Armuts-
gefährdungsschwelle
liegt. Im Jahr 2006 hat-
te die Zahl der armuts-
gefährdeten Kinder mit
1,5 Millionen noch
deutlich niedriger ge-
legen.

Auch der Soziologe Thomas Sablowski
konstatiert in seinem Artikel „Die Armut
des Armuts- und Reichtumsberichts“
für die Zeitschrift Luxemburg, trotz

anderslautender Behauptungen der
Bundesregierung eine Zunahme der
Armut in Deutschland. So schreibt Sa-
blowski: „Die „Armutsrisikoquote“, d.h.
der Anteil der Personen mit einem
Nettoäquivalenzeinkommen unter 60%
des Medianeinkommens, ist nach der
Statistik der EU über die Einkommen
und Lebensbedingungen von 15,5% im
Jahr 2008 auf 16,7% im Jahr 2013 ge-
stiegen (erster Entwurf, S. 540; zweiter
Entwurf, S. 546). Dabei sind die staat-
lichen Sozialleistungen bereits in das
Nettoäquivalenzeinkommen einge-
rechnet. Ohne staatliche Sozialleistun-
gen hätte der Anteil der „Armutsge-
fährdeten“ über 25% gelegen (zweiter
Entwurf, S. 552).“ Auch die Zahl der

Wohnungslosen sei in den letzten Jah-
ren erheblich gestiegen.

Dass es die Bundesregierung aller-
dings mit für sie unangenehmen Fakten

nicht allzu genau nimmt, zeigt auch
eine Posse, die sich im Vorfeld der Ver-
öffentlichung des Berichts abspielte.
So sollte im aktuellen Reichtumsbericht
zum ersten Mal der Frage nachgegan-
gen werden, wie sich der Einfluss von
Eliten und Vermögenden auf politische
Entscheidungen im Vergleich zum we-
niger vermögenden Teil der Bevölke-
rung verhält. Allerdings gefielen der
Bundesregierung wohl die Ergebnisse
dieser Untersuchung nicht. Denn wäh-
rend es in einer ersten Entwurfsfassung
noch hieß: „Personen mit geringerem
Einkommen verzichten auf politische
Partizipation, weil sie Erfahrungen ma-
chen, dass sich die Politik in ihren Ent-
scheidungen weniger an ihnen orien-
tiert.“, ist davon im letztlich vom Ka-
binett beschlossenen 5. Armuts- und
Reichtumsbericht nichts mehr zu fin-
den.

Ein weiteres Manko aller Armuts-
und Reichtumsberichte bisher sind die
mangelnden Konsequenzen, die aus
ihnen gezogen werden. Eigentlich sollen
die Berichte immer zur Mitte der Le-
gislatur vorgelegt werden. Allerdings
ist es auch dieses Mal wieder so, dass
der Armuts- und Reichtumsbericht kurz
vor dem Ende der Wahlperiode im Bun-
destag behandelt wird. So gehen die
Ergebnisse und die Diskussionen um
zu ziehende Konsequenzen im Wahl-
kampf unter. Auch wenn die Regie-
rungsfraktionen bemüht sind, das The-
ma der sozialen Ungerechtigkeit gar
nicht erst anzusprechen, wird DIE LINKE
weiter den Finger in die Wunde legen
und konkrete Vorschläge zur Beseiti-
gung der Armut machen.

Kinderrechte ins
Grundgesetz 

Die Bundesregierung muss
ihre Blockadehaltung 
aufgeben
1989 verabschiedete die Vollversammlung
der Vereinten Nationen einstimmig das
Übereinkommen über die Rechte des Kin-
des – die Kinderrechtskonvention. Etwa
seitdem wird in Deutschland dafür ge-
stritten, dass Kinderrechte ins Grundgesetz
aufgenommen werden. Bislang ist aller-
dings wenig passiert. Dabei sind sich die
großen Kinderschutzorganisationen, zahl-
reiche Wissenschaftler und laut einer ak-
tuellen Umfrage auch die Mehrheit der
Bundesbürger einig: Kinderrechte gehören
ins Grundgesetz.
Kinder sind nämlich keine kleinen Er-
wachsenen. Sie haben besondere Bedürf-
nisse und Interessenlagen, aus denen sich
kinderspezifische Rechte ableiten. Diese
werden aber im Gesetzgebungsprozess
kaum bis gar nicht berücksichtigt. Wenn
Kinderrechte im Grundgesetz festgeschrie-
ben würden, dann müsste den Interessen
der Kinder deutlich konsequenter als bis-
her Vorrang eingeräumt werden. Außer-
dem erhoffe ich mir eine Stärkung der
direkten Beteiligung von Kindern und Ju-
gendlichen bei politischen Entscheidun-
gen.
Dass die besonderen Bedürfnisse und In-
teressen von Kindern bisher nicht die not-
wendige Beachtung finden, lässt sich bei-
spielsweise bei Hartz IV beobachten. Kin-
der bleiben hier in Abhängigkeit von ihren
Eltern unter ihrem verfassungsrechtlich
verbrieften Bedarf. Statt einer konsequen-
ten Sicherung ihres soziokulturellen Exis -
tenzminimums werden die Kinderregel-
sätze manipulativ heruntergerechnet und
bei der Verhängung von Sanktionen gegen
die Eltern spielen die Auswirkungen auf
die Kinder kaum eine Rolle. Im Gegenteil:
Paare mit Kindern in einer sogenannten
Bedarfsgemeinschaft werden häufiger
sanktioniert als Paare ohne Kinder.
Rechtsverletzungen lassen sich auch im
Umgang mit Flüchtlingskindern beob-
achten. Diesen wird zum Beispiel in den
Erstaufnahmestellen mehrerer Bundes-
länder das Recht auf Bildung, der Schul-
besuch, verwehrt. Auch werden bei der
Prüfung des Asylanspruches kinderspe-
zifische Fluchtgründe so gut wie nie be-
rücksichtigt.
Im Bundestag setzt sich DIE LINKE daher
seit langem für die Festschreibung der
Kinderrechte im Grundgesetz ein. Auch
die Kinderkommission des Deutschen
Bundestages folgt dieser Position. Einzig:
die Bundesregierung und die Koalitions-
fraktionen blockieren eine entsprechende
Verfassungsänderung. Union und SPD
müssen diese Blockadehaltung im Sinne
der Kinder endlich aufgeben.

Norbert Müller

Von geschönten Zahlen und
fehlenden Konsequenzen
Der 5. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 
Von Norbert Müller

In Deutschland ist jedes fünfte Kind
arm. Das ist keine neue oder überra-
schende Entwicklung. Die Bundesre-
gierungen, egal ob CDU/CSU, SPD, Grü-
ne oder FDP regierten, haben bisher
nichts getan, um daran Grundsätzliches
zu ändern. Für die Kinder allerdings
bedeutet die Untätigkeit der Politik
zunehmend eine schlechtere gesund-
heitliche Versorgung, geringere Bil-
dungs- und Teilhabechancen, nicht sel-
ten lebenslange Armut.

Dieser Teufelskreis muss durchbro-
chen werden. Erstens müssen wir mehr

Geld in die Familien geben. Denn Kin-
derarmut ist ursächlich verknüpft mit
der Einkommensarmut der Eltern.
Gleichzeitig werden Kinder für Men-
schen mit niedrigem und mittlerem
Einkommen zum Armutsrisiko. Darum
braucht es eine deutliche Erhöhung
des Kindergelds auf 328 Euro. Für die-
jenigen, bei denen eine Erhöhung des
Kindergelds nicht ausreicht, braucht
es Kinderregelsätze, die wirklich vor
Armut schützen. Diese Leistungen müs-
sen unbürokratisch und sanktionsfrei
gewährt werden.

Zweitens brauchen wir eine Stärkung
der sozialen Infrastruktur, um Kinder-
armut langfristig zu bekämpfen. Das
heißt, Bildung – dazu zählt für DIE
LINKE auch die Kita – muss grundsätz-
lich kostenlos sein. Wir brauchen eine
unentgeltliche Kita- und Schulverpfle-
gung, den Ausbau der Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie kulturelle und sport-
liche Angebote. Die Vorschläge liegen
auf dem Tisch, nun ist es an der Zeit
zu handeln.

Norbert Müller

Kinderarmut – Zeit zu handeln

UNSER MANN IM BUNDESTAG

NORBERT MÜLLER

schützen
Vor Armut 

www.die-linke.de
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Norbert Müller ist der Bundestags-
kandidat der LINKEN für den Wahl-
kreis 61. Dieser umfasst neben Pots-
dam auch Teltow, Kleinmachnow,
Stahnsdorf, Werder(Havel), Michen-
dorf, Schwielowsee sowie Ludwigs-
felde. Er ist 31 Jahre alt, verheiratet
und Vater zweier Söhne. Bereits jetzt
sitzt er als kinder- und jugendpoliti-
scher Sprecher für DIE LINKE im Bun-
destag. Im Gespräch mit „Potsdams
anderen Seiten“ stellt er sich unseren
Fragen und erläutert seine Motivation
für die erneute Kandidatur.

Was motiviert Dich, er-
neut für das Bundestags-
mandat zu streiten?
Die politische Arbeit in den

letzten Jahren hat eines klar
gezeigt: Es macht schon ei-
nen Unterschied, ob es in
unseren Gemeinden einen
LINKEN-Abgeordneten gibt
oder nicht. Wer sonst ver-
hindert Schießanlagen mit-
ten im Siedlungsgebiet, am
Rande der Döberitzer Heide,
setzt sich für eine lebens-
werte und an den Bedürf-
nissen der Menschen aus-
gerichtete Innenstadt ein
und bekennt, wenn nötig,
Woche für Woche Farbe ge-
gen neue und alte Nazis. In
den kommenden Jahren gilt
es die Bundespolitik zu ver-
ändern, damit die Mieten
wieder bezahlbar, prekäre
Arbeit zurückgedrängt und Armut von
Kindern, Menschen mit und ohne Arbeit
und von Rentnerinnen und Rentnern
überwunden wird. Daran möchte ich
mit aller Tatkraft mitwirken und glaube
auch, dass ich das kann.

Was waren Deine Highlights und
Tiefpunkte Deiner bisherigen Zeit
im Bundestag?
Die Ehe für alle war auf gesamtpar-

lamentarischer Ebene sicherlich der
Höhepunkt, gerade weil es erfahrbar
gemacht hat, was mit einer linken
Mehrheit alles umsetzbar wäre. Als
Mitglied und zeitweise Vorsitzender
der Kinderkommission hatte ich viele
spannende Begegnungen. Auch unsere
überparteilich verabschiedeten Stel-
lungnahmen können sich aus linker
Perspektive sehen lassen. So konnten
wir auch die Kommissionsmitglieder
der Regierungsfraktionen überzeugen,
dass Minderjährige nicht zur Bundes-
wehr sollten und Hartz- IV-Sanktionen
abgeschafft gehören. Oft viel zu lang-

weilig, weil monoton waren die Ple-
nardebatten, bei denen die Regierungs-
mehrheit über 2/3 der Redezeit be-
streitet und sich im eigenen Singsang
badet.

Du bist Bundestagsabgeordneter,
studierst und hast zwei Söhne im
Kindergartenalter. Wie gehst du
mit dieser Mehrfachbelastung um?
Meine Frau und ich wollen die Ver-

antwortung für die Erziehung unserer
beiden Kinder zu gleichen Teilen tragen.
Diesem Anspruch zu genügen und

gleichzeitig meine Aufgaben als Bun-
destagsabgeordneter im vollen Maße
auszuüben, ist schon ganz schöner
Stress. Ich habe ja neben meinem Stu-
dium immer auch ziemlich viel gear-
beitet und mich politisch engagiert,
deswegen dachte ich, ich bekomme
das schon alles irgendwie hin. Aber
Bundestagsmandat und Kindererzie-
hung sind dann eben doch was anderes.
Dass ich beide Aufgaben voll erfülle
und den an mich gestellten Ansprüchen
gerecht werden kann, liegt sicherlich
auch an der Hilfe unserer Eltern. Dafür
sind wir Ihnen sehr dankbar. Meine
Frau und ich sind aber auch ein gut
eingespieltes Team. Das Studium habe
ich über die 4 Jahre in Mandaten quasi
ruhen lassen und bin jetzt auf der Ziel-
geraden.

Unser Wahlkreis ist sicherlich ge-
prägt durch die Landeshauptstadt.
Welchen Handlungsbedarf siehst
Du in den Umlandgemeinden?
Gemeinsam ist der gesamten Region

sicherlich das Wachstum. Immer mehr
Menschen aus Nah und Fern zieht es
in unsere Region, was ich sehr schön
finde. Die öffentliche Daseinsfürsorge
hat hier jedoch leider den Anschluss
verloren bzw. wurde teilweise sogar
noch abgebaut. Es fehlt an Kitas, Schu-
len und Jugendclubs sowie einem be-
lastbaren öffentlichen Nahverkehr. Letz-
teres verlangt zum Beispiel einen ra-
schen Ausbau des Schienenverkehrs
in der TKS-Region. Stattdessen wird
das Geld in Großprojekten förmlich
verpulvert.

Welche Großprojekte meinst Du?
Auf Landes- und Bundesebene fällt

einem da vor allem BER ein, der Kos -
tenexplosionen zu verzeichnen hat,
die den BürgerInnen nicht zu vermitteln
sind. Aber auch vor Ort gibt es so einige
Luftschlösser. Sofort fallen mir ein: Ma-
rina in Teltow, die Blütentherme in
Werder und der geplante Wiederaufbau
der Garnisonkirche in Potsdam. Alle
drei Projekte zeigen eindrücklich, wie
sich die verantwortliche Politik von
den Interessen der BewohnerInnen
entfremdet hat.

Zum Abschluss etwas Persönliche-
res: Was sind Deine drei Lieblings-
orte hier in der Region?
Ich bin gerne im Karl-Liebknecht-Sta-

dion bei Spielen von Nulldrei. Mit mei-
ner Familie bin ich außerdem gerne
an der Havel unterwegs. Ob Templiner
See, Krampnitzsee, Petzinsee – da füh-
len wir 4 uns wohl. Mein liebster Ort
ist aber seit einiger Zeit mein Garten.
Hier finde ich Ruhe und Ausgleich.

LINKS wirkt – aus dem Bund direkt vor Ort
Norbert Müller (MdB), 
Kandidat der LINKEN für den WK 61, spricht über Politik und familiäre Herausforderungen

Termine im
Wahlkreis 61
Dienstag,15.08., 18.00 Uhr: 
Podiumsdiskussion
„Politiker hautnah“, Club91,
Kastanienallee 22d, Potsdam

Sonnabend, 26.08. ab 10.00 Uhr:
Wahlkampfauftakt im Lustgarten
Potsdam – 
LINKES Sommerfest 2017 - mit 
Wahlfrühschoppen...
Politik,Kultur, Familienfest...
red summer Festival 

Sonnabend, 01.09.: 
Kundgebung zum Weltfriedenstag,
Denkmal für den unbekannten De-
serteur,
Platz der Einheit, Potsdam

Sonnabend, 01.09.: 
Infoveranstaltung „Kindersoldaten“ 
im Lothar-Bisky-Haus, Alleestr. 3,
Potsdam

Donnerstag, 14.09., 19.00 Uhr: 
Podium „Verkehrspolitik“, Haus
der Natur, Lindenstr. 34, Potsdam

Mittwoch, 20.09. 19.00 Uhr: 
Podium „Integration in Potsdam“,
Marienschule, Espengrund
10, Potsdam

Freitag, 22.09.: 
Open-Air Konzert der
Linksjugend. [‘solid]
Bassinplatz, Potsdam

Sonnabend, 23.09.: 
Wahlkampfabschluss mit
Susanne Hennig-Wellsow
und Norbert Müller,
Luisenplatz, Potsdam

Sonntag, 24.09. 
Bundestagswahl mit Ihrer
Stimme für Soziale
Gerechtigkeit!

Alle aktuellen Termine unter
www.norbert-mueller.net



Politiker bezeichnen ihre Entscheidun-
gen nur allzu oft als alternativlos. Das
Fatale daran ist nicht nur, dass diese
Behauptung in den allermeisten Fällen
falsch ist – das Fatale ist vor allem,
dass diese Aussagen Menschen den
Mut nehmen, Politikverdrossenheit
schaffen.

Eine andere Politik, eine Politik, die
das Leben für die
Menschen in un-
serem Land
spürbar verbes-
sern würde, ein
Leben in Würde
und sozialer Si-
cherheit ermögli-
chen könnte –
eine solche Politik
ist möglich. Und
die Bundestags-
wahl könnte
Mehrheiten dafür
schaffen.

Zuerst muss
eine Mindestsi-
cherung geschaf-
fen werden, die al-
len Menschen – auch Empfängern von
Sozialleistungen – ein Leben in Würde
ermöglicht. Kleine und mittlere Ein-
kommen müssen entlastet werden -
steuerlich ebenso wie bei den Sozial-

versicherungsbeiträgen. Und damit
das funktionieren kann, müssen hohe
Einkommen und Vermögen wieder in
ein echtes gesellschaftliches Solidar-
system eingebunden werden.

Dazu schlägt DIE LINKE. mit ihrem
Wahlprogramm konkrete und umsetz-
bare Schritte vor:

� Mit einer sanktionsfreien Min-

destsicherung von 1.050 Euro im Monat
wird das Existenzminimum für jeden
Bürger garantiert.

� Ein gesetzlicher Mindestlohn von
12,- Euro in der Stunde soll sicherstellen,

dass Menschen weder in ihrer Lebens-
arbeitszeit noch im Alter in Armut le-
ben müssen.

� Die solidarische Bürgerversiche-
rung sichert das Krankheits- und Pfle-
gerisiko ab - ohne Zuzahlungen, zu
100%. Einzahlen müssen alle, egal ob
Arbeitnehmer, Beamter oder Multi-
millionär. Die Beiträge sinken für alle.

� Einkommen unter 7.100,- Euro
werden steuerlich entlastet. Dafür
steigt der Spitzensteuersatz und es
wird eine Vermögenssteuer eingeführt.

Mit diesen Maßnahmen kann es ge-
lingen, die zunehmende soziale Un-
gleichheit in unserer Gesellschaft auf-
zuhalten und sogar umzukehren.

Was es dazu braucht? - Eine Ablösung
der CDU-geführten Bundesregierung
und der großen Koalition. Als Junior-
partner der CDU wird die SPD auch
unter Martin Schulz weiter bestenfalls
links blinken und dann rechts über-
holen.

Ein Ende der großen Koalition und
die Chance auf eine wirklich andere
Politik, auf ein sozial gerechteres Land
gibt es nur mit der LINKEN! Sie haben
es in der Hand!

Stefan Wollenberg.
Vorsitzender des Kreis-
verbandes DIE LINKE.Potsdam
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Länger gemeinsam
lernen in einer
Schule für Alle

Noch immer entscheidet sich bereits
nach der Grundschule, welche Chan-
cen Kinder später haben. Deshalb
wollen wir das dreigliedrige Schul-
system überwinden. DIE LINKE for-
dert eine Schule für alle. Studien
haben erwiesen, dass diese Form
der ganztägigen Gemeinschafts-
schule die einzige Schulform ist, die
dafür sorgt, dass Kinder aus armen
Familien nicht systematisch schlech-
ter abschneiden. Die Gemeinschafts-
schule ist inklusiv, barrierefrei, ganz-
tägig organisiert und bietet alle
Schulabschlüsse an. Lehrkräfte,
Schulsozialarbeit und Schulpsycho-
logie sollen in multiprofessionellen
Teams zusammenwirken. Die Ge-
meinschaftsschule ist demokratisch
organisiert mit einer wirklichen Mit-
bestimmung von Schülerinnen und
Schülern. Schule sollte so organisiert
sein, dass die sozialen Unterschiede
nicht noch verstärkt, sondern mög-
lichst ausgeglichen werden. Jedes
Kind muss die Möglichkeit haben,
eine Ganztagsschule zu besuchen.
Solange das nicht gewährleistet ist,
fordern wir einen Rechtsanspruch
auf Ganztagsbetreuung in der
Grundschule.
Was sagen die anderen?
Die CDU, FDP und AfD wollen das
mehrgliedrige Schulsystem beibe-
halten. Die SPD und Grüne wollen
langfristig die Ganztagsbetreuung
und Ganztagsschulen ausbauen und
in Schulen investieren. Die Gemein-
schaftsschule haben sie auf Lan-
desebene bereits gefordert, tun es
aber in ihren Bundestagswahlpro-
grammen nicht.
LINKE Argumente: In kaum einem
anderen OECD-Land ist die Bildung
so stark von der Herkunft abhängig
wie in Deutschland – und keine an-
dere Partei hat überzeugende Vor-
schläge, um das zu ändern. Durch
längeres gemeinsames Lernen kön-
nen soziale Unterschiede ausgegli-
chen werden. Modellprojekte haben
erwiesen, dass gemeinsames Lernen
allen Kindern zu Gute kommt, auch
denjenigen, denen das Lernen leicht
fällt. In der Schule geht es nicht nur
darum, Inhalte zu vermitteln - es
ist auch Ort, an dem soziales Leben
stattfindet und Solidarität gelernt
wird. -red/sh

LINKS macht den Unterschied
Was DIE LINKE in Verantwortung ändern könnte und will

Bereits fünf Einbahnstraßen in der
Landeshauptstadt wurden in diesem
Jahr für den Radverkehr geöffnet. Da-
durch können weitere Lücken im Pots-
damer Radverkehrsnetz geschlossen
und die Attraktivität des Fahrradfah-
rens in Potsdam weiter gesteigert wer-
den. Die geöffneten Einbahnstraßen
ermöglichen den Radfahrern direkte
Verbindungen ohne unnötige Umwe-
ge. Zusätzlich tragen die neuen Ver-
kehrswege zur Sicherheit der Fußgän-
ger bei, da es auf den Fußwegen zu
weniger Konflikten mit Radfahrern
kommt.

In diesem Jahr wurden die Fichte-
straße zwischen Maybachstraße und
Kantstraße (Potsdam West), der Plan-
tagenplatz zwischen Karl-Gruhl-Straße
und Turmstraße (Babelsberg), die Ti-

zianstraße zwischen Seestraße und
Böcklinstraße (Berliner Vorstadt), die
Schillerstraße zwischen Schillerplatz
und Wielandstraße (Potsdam West)
und die Ruinenbergstraße bis Pappel-
allee für das Befahren in beide Rich-
tungen freigegeben. 

Somit wurden bis heute insgesamt
42 Einbahnstraßen sukzessive für den
Radverkehr geöffnet. Dass dies von
den Potsdamerinnen und Potsdamern

gut angenommen wird, zeigt auch die
positive Bewertung beim ADFC-Fahr-
radklimatest 2016. Um die Verkehrs-
sicherheit zu gewährleisten, ist in die-
sen Straßen die gegenseitige Rück-
sichtnahme aller Verkehrsteilnehmer
natürlich besonders wichtig. Besondere
Vorsicht ist an den einmündenden
Straßen geboten; die allgemeinen Vor-
fahrtsregeln gelten auch in den ge-
öffneten Einbahnstraßen. -lhp

Besser mobil. Besser leben.
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Ich  fordere ein Umdenken in der Stadt
– weg von einer einseitig autogerechten
Stadt. Verbesserung der Lebensqualität
der Menschen gehe nur mit der Ver-
ringerung von Verkehrsbelastung, der
Verkürzung von Wegezeiten und der
Optimierung von Verkehrsbeziehungen
einher.

Es ist ja schön, wenn die beiden Bun-
destagskandidatinnen Dr. Ludwig (CDU)
und Dr. Schüle (SPD) die Stadt in Bezug
auf die Zeppelinstraße kritisieren. Hilf-
reicher und vor allem ehrlicher wäre
es gewesen, sie hätten vorher mit ihren
Stadtfraktionen geredet. Diese tragen
den Modellversuch – so wie er gerade
stattfindet  – mit.

DIE LINKE hat von Anfang an gesagt,
es müssen zuerst attraktive Alterna-
tiven geschaffen werden, um Pendler
zum Umstieg vom Auto auf den öf-
fentlichen Personennahverkehr  zu mo-
tivieren. Erst dann könne man über
eine Verengung nachdenken. Es ist un-
wahrscheinlich, dass der mit einer Ver-
engung der Zeppelinstraße gewollte
Druck auf die Autofahrer tatsächlich
zu einem Umsteigen auf den ÖPNV

führt, gerade wenn  Alternativen feh-
len.

Alternativen wären zum Beispiel die
Schaffung einer tariflichen Einheit zwi-
schen Stellplatzangeboten und dem
ÖPNV, wobei der Parkausweis gleich-
zeitig zur Nutzung des ÖPNV im ge-

samten Stadtgebiet berechtigt. Eine
Taktverdichtung von Bus und Bahn –
vor allem zur Rush Hour. Eine durch-
gehende Busspur. Sichere Fahrradwege.
Schnelle Reaktivierung des Bahnhofes
Pirschheide. Ziel muss es sein, Akzep-
tanz für das weitere Vorgehen zur Zu-
rückdrängung der Schadstoffbelastung
in der Potsdamer Bevölkerung zu er-
reichen und das auch im Umland.

Wir müssen Potsdam und seine Nach-
bargemeinden als eine Region sehen
und gemeinsam entwickeln – und das
bei vielen Politkfeldern - eines ist davon
ist der Verkehr. Wir werden nur dann
eine befriedigende Lösung finden,
wenn alle Akteure gemeinsam an ei-
nem Strang ziehen. Es sollte angestrebt
werden, eine einvernehmliche Lösung
mit dem Landkreis Potsdam Mittelmark
zu finden. Vielleicht geht das nur über
gemeinsame Projekte. Warum kann
die Stadt Potsdam nicht ein großes
Parkhaus bei Werder bauen und finan-
zieren, um die Pendler schon dort in
Bus und Bahn zu bekommen? Das wäre
ein guter erster Schritt.

Norbert Müller

Alternativen 
für den Pendlerverkehr schaffen

Es tut sich ’was im
Lothar-Bisky-Haus  
In den kommenden zwei Monaten wer-
den zahlreiche Veranstaltungen noch
mehr Leben in das Haus bringen: Le-
sungen, Film, Diskussion, Unterhaltung
und Musik.
Beginnen wird das Ganze am Dienstag,
8. August, mit einem Buchbasar. Wir
ermöglichen alten Büchern neue Be-
sitzer zu finden. In der Zeit von 10 bis
16 Uhr wird auf dem Hof ein riesiger
Buchstand aufgebaut, der auch durch
Eure Bücher bereichert werden darf. 
Wer lieber einen Film ansehen möchte,
der ist in unserem Montagskino herzlich
willkommen. Los geht es am 14. August
um 19.00 Uhr mit zwei Filmen, die sich
mit dem Kampf der Landbauern gegen
die Agrarkonzerne in Argentinien be-
schäftigen. „Sachamanta“ und „Tincu-
nacuy“, zwei Filme mit insgesamt 65
Minuten Spiellänge regen zur Diskus-
sion mit den Machern an. Daher haben
wir diese auch eingeladen und sie kom-
men. 
Ein Film, der auf diesen beiden Filmen
aufbaut ist „Ohne Rast. Ohne Eile“. Er
wird eine Woche später, also am 21.
August, ebenfalls 19.00 Uhr aufgeführt.
Über die weiteren Filme werden wir
rechtzeitig informieren. Hier nur kurz
die Daten:
28. August, 19.00 Uhr: „Im inneren
Kreis“
4. September, 19.00 Uhr: „Geh und sieh“
11. September, 19.00 Uhr: „Der junge
Karl Marx“
18. September, 19.00 Uhr (noch in Ar-
beit)
Wer lieber mal ein Buch lesen möchte
und sich vorher über den Inhalt infor-
mieren will, der ist bei unserer Lesung
mit Erhard Crome am 18. August um
18.00 Uhr richtig. „Faktencheck: Trump
und die Deutschen“ lautet der Titel des
Buches, welches er geschrieben hat.
Gleich mehrere Frauen aus dem Landtag
Brandenburg werden am 24. August
ab 18.00 Uhr Frauenpower bieten, wenn
sie aus unterschiedlichen Büchern lesen.
Mit dabei werden unter anderem sein:
Margitta Mächtig, Kathrin Dannenberg,
Bettina Fortunato, Diana Bader, Gerrit
Große und Anke Schwarzenberg. 
Noch ein letzter Tipp für heute. Am 30.
August wird es auf dem Hof des Lo-
thar-Bisky-Haus richtig heiß. Ein Ku-
baabend wird karibisches Flair bringen.
Dazu zeigen wir den Film „Transit Ha-
vanna“, der sich mit dem Thema Ge-
schlechterumwandlung beschäftigt.
Dazu wird Harald Petzold ein Gespräch
mit dem anwesenden Regisseur Daniel
Abma führen. Beginn ist 19.00 Uhr, Ein-
lass bereits um 18.00 Uhr.
Zu allen Veranstaltungen wird eine Ver-
sorgung mit einem kleinen Imbiss sowie
Getränke vorbereitet. 

Rechenzentrum – es lohnt sich, darum zu kämpfen
Nicht täuschen
lassen! Das Re-
chenzentrum - gut
sichtbar in der
Breiten Straße ge-
legen - lebt! Im Re-
chenzentrum bro-
delt’s! 250 Kreative
haben hier ihren
Arbeitsort: in der
Malerei, der Foto-
grafie, der Bild-
hauerei, im Schnei-
dern, im Basteln,
im Tanz, in der
Schauspielerei, in der Schriftstellerei,
im Computerdesign, in der Kalligrafie,
in der Zauberkunst und manchem
mehr. Bildungs- und Kulturvereine ha-
ben hier Büros und Lern- und Begeg-
nungsstätten, ein Mann und zwei Frau-
en planen hier fürs Fontanejahr 2019,
und es gibt Werkstätten für Bilder-
rahmen und Brillengestelle und Ide-
enschmieden für die Vermarktung von
Kunst.

“Aber warum sieht man von draußen
nichts von alledem?”, fragen die Leute.
Da wäre nun über Geld zu reden und
über die Sanierungssatzung usw. usf.,
aber dafür reicht hier der Platz nicht,

und deshalb vor allem dies: Die Nut-
zerinnen und Nutzer des prallvollen
Hauses haben Mietverträge bis zum
August 2018, und sie kämpfen um de-
ren Verlängerung, und die Chancen
stehen nicht schlecht. Denn der Gar-
nisonkirchenturm – wenn denn im
Herbst mit seiner Rekonstruktion be-
gonnen wird – und das Rechenzentrum
können nebeneinander bestehen. Und
ein wunderbar spannungsreiches En-
semble aus Barock und DDR-Moderne
bilden.

Damit das Wirklichkeit wird, braucht
es noch mehr als bisher das stadtöf-
fentliche Gespräch und Engagement.

Darum gibt es
den Verein FÜR
e.V. („Freundli-
che Übernahme
des Rechenzen-
trums“), in dem
Mitglied zu wer-
den jede und je-
der eingeladen
ist, und es gibt
die große Initia-
tive „Stadtmitte
für alle“, die sich
mit wachsen-
dem Einfluss für

den Erhalt der öffentlichen Flächen
und die öffentliche Nutzung der Stadt-
mitte einsetzt. Ein Vorhaben, in das
der Erhalt der Fachhochschule, des
Staudenhofes und eben auch des Re-
chenzentrums eingeschlossen ist.

Und wen da die Fassaden stören:
Die Bibliothek ist ein Beispiel, wie
schnell und gut man sie erneuern
kann. Das Rechenzentrum ist ein Ort
der Kreativität erster Güte. Nicht am
Rand, sondern mittendrin. Glücklich
die Stadt, die so etwas ihr Eigen nennen
kann! Es lohnt sich, drum zu kämpfen.
Infos unter rz-potsdam.de

Dr. Wolfram Adolphi



Auch Brandenburger LINKE haben ’was
gegen Atombomben auf deutschem
Boden - darum fuhren sie Ende Juli
2017 mit einem roten Kleinbus nach
Büchel, Rhenland/Pfalz, um die dortigen
Aktivisten zu unterstützen. 

Am 21. Juli blockierten sechs Bran-
denburger LINKE die Einfahrten zum
Luftwaffenstützpunkt Büchel als Pro-
test gegen die letzten 20 A-Bomben
auf deutschem Boden, die hier lagern
(FOTO). Zwei Stunden Blockade des
Fliegerhorstes Büchel zum Dienstbe-
ginn, eine Stunde Mahnwache zum
Dienstende. Eine Aktion von vielen Pro-
testaktionen vor Ort, mit der wir ein
erkennbares Zeichen eines Branden-
burger Protestes gegen Atomwaffen

gezeigt haben. Die Friedensaktivisten
vor Ort waren für diese solidarische
Unterstützung sehr dankbar. Nachdem
im Juli 2017 122 Mitgliedsstaaten der
UNO einem Vertrag zum weltweiten
Verbot von Atomwaffen zugestimmt
haben, gilt es nun den Druck auf die
Bundesregierung zu erhöhen, diesem
Vertrag beizutreten und sich endlich
für den Abzug der US-Atomwaffen aus
Deutschland einzusetzen. Die Statio-
nierung in Büchel bringt keine Sicher-
heit - im Gegenteil! Büchel wird damit
auch zu einem strategischen Vernich-
tungsziel durch russische Atomwaffen.
Was bleibt dann von einer herrlichen
Landschaft an Rhein und Mosel übrig?
Ein Atomkrieg lässt sich nicht mehr

begrenzen - das Ende der Menschheit
wäre die Folge. 

Wir stehen vor der Bundestagswahl.
Jede/r von uns hat die Macht, in Fragen
Krieg und Frieden mit zu entscheiden.
Welche Partei spricht sich für ein Ende
von Rüstungsexporten, gegen Kriegs-
einsätze der Bundeswehr, atomare Ab-
rüstung und für Reduzierung der Rü-
stungsausgaben aus??? Das sind die
Kernfragen auch für die Zukunft unserer
Kinder und Enkel, aber auch die Grund-
voraussetzung für eine friedlichere
Welt, in der auch kein Mensch mehr
verhungern oder verdursten muss. Jede
Stimme für DIE LINKE bringt uns die-
sem Ziel ein Stückchen näher.

Bernd Lachmann
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Europa: Es wird Zeit
zu handeln

Von Axel Troost, 
stellvertretender Vorsitzender
der Partei DIE LINKE und 
finanzpolitischer Sprecher der
Bundestagsfraktion DIE LINKE

Die Krise der Eurozone und der euro-
päischen Ökonomien ist bei weitem
nicht überwunden. Jeden Tag, mit dem
weiter Zeit gekauft wird, erhöhen die
Fehlentwicklungen die Gefahr eines
unkontrollierten Auseinanderbrechens. 
Vorschläge, wie denn eine realistische
Alternative für eine Korrektur der Fehl-
entwicklungen in der EU aussehen
könnte, liegen vor. In der Streitschrift
“Europa geht auch solidarisch” habe
ich mit anderen für konkrete Alterna-
tiven geworben. Die wichtigsten und
zum großen Teil auch ohne Vertrags-
änderungen realisierbare Vorschläge
sind:
Erstens: die Beendigung der kontra-
produktiven neoliberalen Strukturpo-
litik und der Übergang zu einer euro-
päische Investitionsoffensive. 
Zweitens: eine europäische Ausgleichs-
union, die nicht nur mehr Wettbe-
werbsfähigkeit von wirtschaftlich
schwächeren Ländern fordert, sondern
diesen Ländern auch dabei hilft, dies
zu erreichen. Dazu muss Deutschland
endlich seine Leistungsbilanzüber-
schüsse abbauen.
Drittens: Das Europäische Parlament
muss deutlich mehr Eigenmittel be-
kommen und mit demokratisch legi-
timierten europäischen Institutionen,
sei es ein Finanzminister, sei es eine
Wirtschaftsregierung, mindestens in
der Euro-Zone ein Mindestmaß an Ab-
stimmung in eine expansive Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik brin-
gen. 
Viertens: Wir brauchen einen wirksa-
men Einstieg in eine europäische So-
zialunion etwa im Bereich der Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit, die
in einigen EU-Mitgliedsländern nach
wie vor erschreckend hoch ist. 
All das klingt vordergründig so, als
seien dies eher visionär Projekte. Das
muss nicht so sein. Es ist an der Zeit,
zu pragmatischen Lösungen zu kom-
men und wirkliche Fortschritte einzu-
leiten um die wachsende Divergenz
der Arbeits- und Lebensverhältnisse
in der Eurozone zu bekämpfen. Es
bietet sich die Chance für eine neue
Strategie zur Rückgewinnung von Voll-
beschäftigung und Wettbewerbsfä-
higkeit in Europa. Sie muss darauf set-
zen, die Probleme der Euro-Zone nicht
mehr im nationalen Alleingang, son-
dern gemeinschaftlich zu lösen. Wir
müssen handeln. (gek.)

Brandenburger Protest gegen Atomwaffen

Frieden schaffen ohne Waffen!
Die Bundeswehr ist mittlerweile an 17
(!) Auslandseinsätzen beteiligt. Die
Rüs tungsexporte befinden sich auf ei-
nem historischen Höchststand. Aber
CDU-Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen und die Koalition wollen
die Bundeswehr weiter massiv auf-
stocken. So will das Ministerium bis
2030 rund 130 Milliarden in die Auf-
rüstung stecken. Das schafft keinen
Frieden. Wir brauchen ein Ende der
Rüstungsspirale. Krieg ist für DIE LINKE
kein Mittel der Politik! Wir wollen die
Diplomatie wiederbeleben. 

Fakt ist: Die Welt war seit langem
nicht mehr so unsicher wie heute. In
Afghanistan und im Irak geht das Blut-
vergießen weiter. In Syrien und der ge-
samten Mittelmeerregion sind Millio-
nen von Menschen auf der Flucht vor
Bomben, Terror und Hunger. Mit dem
Bürgerkrieg in der Ukraine gibt es auch
an der Grenze der EU wieder Krieg.
Statt für Frieden und Sicherheit zu sor-
gen, heizen NATO und Bundesregierung
die Konfliktherde weiter an.

Das Säbelrasseln zwischen den ehe-

maligen Blöcken des Kalten Kriegs
muss aufhören. Es bedarf eines ernst-
haften Dialogs zwischen allen Betei-
ligten. DIE LINKE will alle im Auslands-
einsatz befindlichen Bundeswehrsol-
daten zurückholen. Wir wollen das
Ende der Stationierung von Atomwaf-
fen in Deutschland und ernsthafte
weltweite Abrüstungsgespräche. Das
Geschäft mit dem Tod muss beendet
werden. Das heißt: Stopp aller Rüs -
tungsexporte. Überhaupt sollte mit

der Produktion von Waffen kein Geld
verdient werden. Daher streben wir
einen mittelfristigen Abbau aller Rüs -
tungsindustrie an, jedoch nicht ohne
die dort Tätigen in zivile Wirtschafts-
bereiche zu integrieren.

Um den Terror nachhaltig zu be-
kämpfen muss die Terrorfinanzierung
konsequent ausgetrocknet und den
Menschen weltweit eine Perspektive
gegeben werden. Das wären Schritte
zum Frieden, statt immer mehr Krieg,
Konfrontation und Aufrüstung.

Anstatt immer mehr Minderjährige
in die Bundeswehr zu holen und mi-
litärische Werbekampagnen kindge-
recht zu gestalten, streiten wir für eine
konsequente Friedenserziehung.

Wir werden mit solchen Positionen
oft als Träumer dargestellt. Das will
ich nicht akzeptieren, solange nicht
wirklich alle Mittel der zivilen Frie-
densarbeit ausgeschöpft wurden. Krieg
hat jedenfalls noch nie zum Frieden
geführt. Wer was anderes behauptet,
lügt sich selbst in die Tasche.

Norbert Müller

stoppen
Waffenexporte 
Abrüsten! 

www.die-linke.de



Am 16. Juli 2017 fand in Eichhorst (Bar-
nim) das diesjährige Schorfheidefrüh-
stück statt. Organisator war das Ak-
tionsbündnis
„Bunte Schorf-
heide“. Die Ver-
anstaltung
sollte zeigen,
dass die Ge-
meinde Schorf-
heide ein welt-
offener und to-
leranter Ort ist,
an dem rechts-
radikales Ge-
dankengut kei-
nen Platz hat.
Auch das Will-
kommensteam
des Bürgerver-
eins Groß
Schönebeck/
Schorfheide
leis tete eine
engagierte Arbeit, um Geflüchtete in
das dörfliche Leben einzubinden.

Das ist nur ein Beispiel aus dem ak-
tuellen Bericht der Landesregierung
zum Handlungskonzept „Tolerantes
Brandenburg“. Er dokumentiert, welche
vielfältigen Aktivitäten in allen Lan-
desteilen stattfinden, wie umfassend
und konsequent das Land Brandenburg
gemeinsam mit Akteuren der Koordi-
nierungsstelle, des Beratungsnetzwerks

und der Kooperationspartner, den
Kampf gegen rechtsextreme, rassisti-
sche und fremdenfeindliche gesell-

schaftliche
Entwicklun-
gen führt.
Darauf kön-
nen wir stolz
sein.

Im nächs -
/ten Jahr gibt
es das  Hand-
lungskonzept
„Tolerantes
Branden-
burg“ 20 Jah-
re lang. Das
Ziel, ein tole-
rantes und
weltoffenes
Brandenburg
ohne Rassis-
mus, Frem-
denfeindlich-

keit und Gewalt, ohne Hetze gegen
gesellschaftliche Gruppen und mit ei-
ner Kultur des Miteinanders, des ein-
ander Zuhörens und aufeinander Ein-
gehens, zu schaffen, eint die Akteure.
Sie alle haben mit dafür gesorgt, dass
Brandenburg die schwierige gesell-
schaftliche Situation der vergangenen
zwei Jahre gemeistert hat. Die vielen
ehrenamtlich und hauptamtlich Täti-
gen in diesem Bereich haben dafür

gesorgt, dass wir neben einer aktiven
Willkommenskultur auch eine Inte-
grationskul-
tur entwik-
keln konn-
ten und
weiter ent-
wickeln.

Eigentlich
wäre es
wünschens-
wert, dass
wir irgend-
wann ge-
meinsam zu der Erkenntnis kommen,
wir brauchen das Tolerante Branden-
burg nicht mehr, weil Toleranz und
Weltoffenheit eine  Selbstverständ-
lichkeit sind. Doch wie der Bericht
zeigt, sind wir davon jedoch leider
weit entfernt. Aktuell weniger Angriffe
auf Geflüchtete und ihre Unterkünfte
können darüber hinweg täuschen, dass
rechtsextreme Strukturen in einigen
Regionen heute gestärkt und besser
verankert aus den Auseinanderset-
zungen der vergangenen Jahre hervor
gegangen sind.

Der Kampf um Weltoffenheit und
Toleranz ist nur zu gewinnen, wenn
es Menschen gibt, die mutig und offen
für diese Werte eintreten. Alle, die dies
tun, werden wir auch weiterhin mit
aller Kraft unterstützen.
Andrea Johlige (MdL DIE LINKE/Foto)
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Tolerantes Brandenburg – eine Erfolgs-
geschichte für ein gutes Miteinander

„Der Pass ist das Edelste am Menschen“ 
Erschütternder Brief eines Flüchtlings aus Syrien

Ich bin ein Mensch und trotz aller
Grausamkeit, die ich in den letzten
Jahren erleben musste, ist mein Glaube
an die Menschlichkeit ungebrochen.
Deshalb suche ich in meiner Schwäche
und Verzweiflung Hilfe von anderen
Menschen. 

Ich heiße Aubaeda und komme aus
Syrien, einem Land, in dem man relativ
gut leben konnte, in dem es aber immer
an “Freiheit” mangelte. Der fürchterliche
Krieg in meinem Land hat unserer
komplettes Leben zerstört, wirklich das
gesamte Leben: die Menschen, die Na-
tur, sogar die Steine und Felsen. Die
Mehrheit der 24 Millionen Syrer wurde
über Nacht “Opfer”. Jede Familie ist
von diesem Schrecken und der Hoff-
nungslosigkeit betroffen. So viele Fa-
milien wurden auf dem Altar dieses
schmutzigen Krieges geopfert, einem
Krieg, der aus der Gier nach Macht
und Profit geführt wird.  

Es ist der Schmerz, der unsere Herzen
überwältigt. Unsere Ängste kreisen

um das Zentrum unseres Universums
und dem Motor unserer Träume: unsere
Mutter. Sie leidet an einer schweren
Herzerkrankung. Das Herz kann kaum
seine Aufgabe erfüllen, dennoch zwingt
meine Mutter ihren Körper in einen
dauerhaften Zustand des Lebensdurs -
tes. Ihr gesundheitlicher Zustand ver-
schlimmert sich von Tag zu Tag. Ohne
eine baldige Behandlung wird die
Krankheit meine Mutter töten, und
damit auch mich. Wir haben überall
in Syrien nach einer Behandlung ge-
sucht, konnten aber aufgrund des Krie-
ges nirgendwo Hilfe finden. Es gibt
zwar noch immer Krankenhäuser in
Syrien, aber alle Ärzte, die meiner Mut-
ter helfen könnten, sind entweder ge-
tötet worden oder haben das Land
verlassen. Sie braucht jetzt dringend
eine Operation, die aber leider derzeit
in Syrien nicht durchgeführt werden
kann. 

Diese Situation war für mich aus-
schlaggebend, die Idee der Emigration

zu akzeptieren und die irrsinnige Flucht
ins Unbekannte zu wagen, um nach
irgendeiner Hoffnung oder einem Licht
am Horizont zu suchen. Selbst wenn
ich mich an diesem Licht verbrennen
sollte. 

Die Charité in Berlin hat ein Behand-
lungsangebot für meine Mutter erstellt.
Die Kosten für die Operation und die
Nachbehandlung belaufen sich auf
22.450,00 €. Dazu kämen noch Aus-
gaben für die Beschaffung eines Me-
dizinvisums und den Transport. Nun
stehe ich vor Ihnen hier und bitte Sie
als Mensch um Hilfe, damit ich das Le-
ben meiner Mutter retten kann. 

Spendenkonto Kontoinhaberin: CUL-
TUS UG Kontonummer: 1000 8649
83 Bankleitzahl: 160 500 00 IBAN:
DE54 1605 0000 1000 8649 83 Über-
weisungszweck: Spende Herzopera-
tion Treuhandkonto - Spendenquittun-
gen auf Anfrage per Mail (herzopera-
tion2017@gmail.com) möglich.

Babelsberg 03 macht
Werbung mit
„Potsdam! bekennt
Farbe“
Im Mai diesen Jahres wurde der SV
Babelsberg 03 Mitglied im Bündnis
„Potsdam! bekennt Farbe“. Nun
zieht der Verein mit diesem Schrift-
zug auf den Trikots in die Regional-
ligasaison 2017/18. 
SVB-Marketingleiter Thoralf Höntze:
„Das Engagement gegen Rechts,

Homophobie, Diskriminierung und
Rassismus sind unumstößliche
Grundsätze und Teil der Identifika-
tion von Fans und Verein. Somit war
der Beitritt in das breite Bündnis
nur ein logischer und sinnvoller
Schritt.“ Genauso konsequent sei
es nun, das Bekenntnis deutlich zu
zeigen.
Das Bündnis „Potsdam! bekennt
Farbe“ spiegelt ein breites gesell-
schaftliches Spektrum aus Zivilge-
sellschaft, Politik und Verwaltung
wider. Was im Jahr 2002 mit 13 Ver-
treterinnen und Vertretern begann,
wird heute von mehr als 35 Mit-
gliedern fortgeführt. Kürzlich feierte
das Bündnis sein 15-jähriges Beste-
hen.

Mike Eglseder, SV Babelsberg 03
Foto: SV Babelsberg 03



Die Arbeit mit Menschen ist unersetz-
lich, trotzdem erhalten die Beschäf-
tigten nicht die Anerkennung. Die Ar-
beit mit Menschen wird viel schlechter
bezahlt, als die Arbeit mit Autos oder
die Verwaltung von Geld. Beschäftigte
in Kindertagesstätten, der Jugendhilfe,
Werkstätten und Wohnheimen für be-
hinderte Menschen und anderen Ein-
richtungen arbeiten zu geringen Löh-
nen, obwohl die Anforderungen in den
letzten Jahren gestiegen sind. Sie leisten
oft die Arbeit pädagogischer Fachkräfte,
werden aber nicht so bezahlt. Deshalb
fordert DIE LINKE eine Aufwertung der
Sozial- und Erziehungsberufe. Sie ver-
dienen größere Wertschätzung, bessere
Bezahlung und Arbeitsbedingungen.
Dazu gehört auch die Anrechnung von
Vor- und Nachbereitungszeiten, Fort-
bildung und Krankheit auf den Betreu-
ungsschlüssel. Wir wollen die Ausbil-
dung als Erzieherin und Erzieher in der
frühkindlichen Bildung auf Hochschul-
niveau anheben. Aber auch für Frauen
und Männer ohne Hochschulzugangs-
berechtigung wollen wir attraktivere
Berufsbilder in der Kindertagesbetreu-
ung schaffen. Das beginnt mit einer

Vergütung in der Ausbildung und der
Abschaffung des Schulgeldes. Außer-
dem fehlt Personal in Bildung und Er-
ziehung. Bei den Erzieherinnen fehlen
etwa laut der Gewerkschaft ver.di bun-
desweit etwa 120.000 zusätzliche Stel-
len, um sicherzustellen, dass eine Er-
zieherin maximal drei Kinder unter
drei Jahren gleichzeitig betreut. DIE
LINKE will in mehr Personal investieren.
Mit unserem Steuerkonzept ist das
durchgerechnet. 
Was sagen die anderen? 

Die CDU will „ausreichend“ Personal,
sagt aber nichts zur Bezahlung. Die
SPD will soziale Berufe aufwerten, z.B.
durch Ausbildungsvergütung und einen
Branchentarifvertrag. Die Grünen wol-
len in Aus – und Weiterbildung von
Erzieherinnen investieren und Rah-
menbedingungen schaffen um sie bes-
ser zu bezahlen. Auch die FDP setzt
sich für bessere Bezahlung von Kita-

Personal ein. Die AfD macht keine kon-
kreten Vorschläge

LINKE Argumente: Die große Koali-
tion hätte handeln können, hat es aber
nicht getan. Auch unter Schwarz-Gelb
und Rot-Grün hat sich für Beschäftigte
in Sozial – und Erziehungsberufen
nichts verbessert. Stattdessen prangern
alle Parteien Entwicklungen an, die sie
hätten verhindern oder besser gestalten
können. Eher ist das Gegenteil passiert:
So leiden etwa Beschäftigte im Sozi-
al- und Erziehungswesen unter der
Ausweitung des Niedriglohnsektors
und Kürzungen in den Kommunen, die
aus der „Politik der schwarzen Null“
folgen. Nur DIE LINKE fordert konse-
quent eine bessere Bezahlung und
mehr Personal. Das ist ohne Umver-
teilung vom Privaten zum Öffentlichen
nicht zu machen – und die wollen die
anderen Parteien nicht wirklich um-
setzen. -red/sk
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Vermögenssteuer –
Umsteuern für 
soziale Gerechtigkeit

Reichtum und Armut in Deutschland
nehmen zu. Die reichsten zehn Pro-
zent besitzen weit mehr als die Hälfte
des gesellschaftlichen Reichtums, die
untere Hälfte der Bevölkerung besitzt
gerade mal 2,5 Prozent. Deutschland
ist eines von vier Ländern mit den
meisten Millionärinnen und Millio-
nären. Aber eine Vermögensteuer
wird nicht erhoben. Wir wollen das
ändern. Denn mehr Gerechtigkeit
und eine starke öffentliche Daseins-
vorsorge gibt es nur, wenn die Un-
teren entlastet werden – und die
Oberen stärker belastet. Es ist genug
für alle da, wenn alle genug beitra-
gen.
Wir finanzieren Investitionen in eine
gute öffentliche Versorgung und ei-
nen Sozialstaat, der alle Menschen
sicher vor Armut schützt. Und wir
werden Arbeitsplätze schaffen und
ökologische Formen der Wirtschaft
stärken. Vermögen ab einer Million
Euro sollen mit fünf Prozent besteuert
werden. Die erste Million ist davon
freigestellt. Betriebsnotwendiges Ver-
mögen kann bis fünf Millionen frei-
gestellt werden. Eine solche Vermö-
genssteuer würde 80 Milliarden Euro
Mehreinnahmen im Jahr bringen.
Was sagen die anderen? 
Die SPD will keine Vermögensteuer,
da Firmen in wirtschaftlicher Schiefla-
ge dadurch existenziell belastet wer-
den könnten. Stattdessen will sie
eine bessere Erbschaftssteuer. Im
Wahlprogramm der Grünen steht
zwar, dass die Grünen eine „verfas-
sungsfeste, ergiebige und umsetzbare
Vermögenssteuer für Superreiche“
wollen. Aber ab wann diese Steuer
zieht, wer wie viel zahlt – diese Fragen
werden nicht beantwortet. Die AfD
will keine Vermögenssteuer einführen
– und dafür „50 bis 60 Milliarden
Euro im Haushalt für Soziales“ kürzen,
damit die Umsatzsteuer weiter ge-
senkt werden kann. !
LINKE Argumente: Die Vermögens-
steuer ist im Grundgesetz vorgese-
hen, sie wurde 1997 ausgesetzt, weil
Immobilienvermögen nicht korrekt
einbezogen waren. Eine verbesserte
Fassung – wie vom BVerfGericht ge-
fordert – wurde von den Bundesre-
gierungen nie erarbeitet. Die Ver-
mögensteuer stünde den Bundes-
ländern zur Verfügung, die damit In-
vestitionen in Bildung, Gesundheit,
Verkehr tätigen könnten. Durch die
Freistellung von betriebsnotwendi-
gem Vermögen wird verhindert, dass
kleine Unternehmen in ihrer Existenz
gefährdet werden. -red/sk

Sozial- und Erziehungsberufe aufwerten

DIE LINKE setzt sich für gebührenfreie Bildung
von der Kita bis zu Hochschule ein

Bildung und gute Betreuung darf nicht
vom Geldbeutel abhängen! Nur so ist
der Zugang zu Bildung für alle gewähr-
leistet, unabhängig von ihrer sozialen
Herkunft. Bildung muss ausreichend fi-
nanziert werden. Wir lehnen Studien-
gebühren ab – wie die breite Mehrheit
der Bevölkerung. Dass es sich lohnt, für
gebührenfreie Bildung zu kämpfen, hat
sich in den vergangenen Jahren gezeigt:
Nach langen Protesten wurden die Ge-
bühren nach und nach in allen Bun-
desländern abgeschafft, zuletzt 2013 in
Bayern. Jegliche Form von Studienge-
bühren für Menschen mit und ohne
deutschen Pass schaffen wir ab. Wir

schlagen dazu ein Bundesgesetz zur
Hochschulzulassung vor.

Was sagen die anderen? Die CDU for-
dert keine allgemeinen Studiengebüh-
ren mehr, hat sie aber mit der FDP in
NRW, mit den Grünen in Baden-Würt-
temberg und mit der SPD in Sachsen
teilweise wieder eingeführt. SPD und
Grüne lehnen Studiengebühren in ihren
Programmentwürfen ab, waren bei der
Wiedereinführung für Zweitstudierende
und EU-Ausländer aber jeweils dabei.
Die FDP befürwortet Studiengebühren.
Die AfD äußert sich nicht dazu. !

LINKE Argumente: Bildung soll zu-
gänglich für alle sein, egal ob jemand

aus einem anderen Land kommt oder
nach dem ersten Studium noch ein
zweites beginnen möchte. Für gebüh-
renfreie und gute Bildung nicht aus-
reichend Geld zur Verfügung zu stellen,
ist eine politische Entscheidung. Wofür
wollen wir in unserer Gesellschaft Geld
ausgeben, Steuergeschenke für Reiche,
Aufrüstung oder gute Bildung für alle?
Die schrittweise Wiedereinführung von
Studiengebühren macht sie salonfähig.
Sie zeigt, wie ernst es den Parteien mit
der gebührenfreien Bildung wirklich
ist. Gerade SPD und Grüne haben sich
öffentlich als Gegner von Gebühren
hervorgetan. -red/sk
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DIE LINKE 
lacht und kämpft
Vieles spricht dafür, dass DIE LINKE
quicklebendig ist und mit Optimis-
mus auf die kommenden Wahlen
schauen kann. In außerordentlich be-
wegten Zeiten hat sich die Partei
neu aufgestellt und gelernt, inner-
parteiliche Widersprüche ohne
Selbstzerstörung auszutragen oder
zumindest auszuhalten. Zugleich ist
es gelungen, die neue Partei in allen
Bundesländern zu verankern. Noch
nicht ausreichend, wie die letzten
Landtagswahlen gezeigt haben. Auch
im Osten gibt es tiefe Umbrüche,
muss ein Generationenwechsel ge-
meistert werden. Grund zum Opti-
mismus gibt es trotzdem.
Die Bundestagswahlen 2017 werden
die Nagelprobe, ob es der LINKEN
gelungen ist, ihre Rolle in der bun-
desdeutschen Wirklichkeit zu finden
und sie ihrem Anspruch, die Gesell-
schaft zu verändern, gerecht wird.
Wie sie das schaffen will, hat sie auf
dem Bundesparteitag in Hannover
umfangreich beschrieben. Es lohnt,
die Reden von Katja Kipping, Bernd
Riexinger, Dietmar Bartsch, Gregor
Gysi und Sahra Wagenknecht zu lesen
und sich nicht auf ihre mediale Wi-
derspiegelung zu verlassen. Wer er-
steres tut, wird feststellen, dass es
allen führenden RepräsentantInnen
der Partei um das friedens- und so-
zialpolitische Profil der LINKEN geht,
darum dieses Land, das auch unseres
ist, zu verändern. Über die Tiefe der
dazu notwendigen Schritte herrscht
nicht immer Einigkeit, auch nicht
über den Weg. Aber diese Differenzen
werden inzwischen konstruktiv aus-
getragen und verhindern nicht ge-
meinsames Handeln, innerhalb und
außerhalb der Parlamente. Im Bun-
destagswahlkampf definiert DIE LIN-
KE die 2007 versprochene neue so-
ziale Idee.
Sie wird für sie kämpfen und damit
für ihre Ziele. Für existenzsichernde
Renten und eine soziale Mindestsi-
cherung, für höhere Mindestlöhne
und gegen prekäre Arbeitsverhält-
nisse, gegen Kinderarmut und die
Gleichstellung der Geschlechter, für
bezahlbare Mieten und eine solida-
rische Gesundheitsversicherung. Ei-
nen Neustart der Europäischen Union,
den sozial-ökologischen Umbau, le-
benswerte Kommunen u.v.a. Jedes
einzelne Ziel ist den Kampf wert. Ist
es wert, für eine starke LINKE im
kommenden deutschen Bundestag
zu kämpfen. Und Eines ist dabei ganz
sicher, niemals werden wir bei all
diesen Auseinandersetzungen ver-
gessen, dass ohne Frieden alles nichts
ist. Thomas Nord (MdB)

Familienpolitische Forderungen inklu-
sive der Ablehnung des „Gendermain-
streaming“ sind zentrale Aspekte der
AfD-Programmatik. Die Auseinander-
setzung damit ist unerlässlich, um für
die politische Auseinandersetzung gut
vorbereitet zu sein. Im Zusammenhang
mit dem aktuellen AfD-Bundestags-
wahlprogramm kann man Folgendes
feststellen:

Die AfD vertritt stark konservative
Positionen, die von einer „natürlichen“
Geschlechterord-
nung felsenfest
ausgehen. Sie ver-
sucht, die sich ver-
ändernden, offe-
neren Vorstellun-
gen von Ge-
schlechtsidentitä-
ten im öffentli-
chen Diskurs zu
marginalisieren.
Für die AfD gibt
es nur eine hete-
rosexuelle Norm.
Deshalb würden
ihre politischen
Vorschläge nicht
die Vielfalt för-
dern, sondern sie
sehr wahrschein-
lich einschränken.
Man findet
höchst fragwür-
dige Türöffner für
Sanktionierun-
gen, beispielswei-
se bei Schei-
dungsfragen (z. B. S. 37). Die Familie,
also ein Ehepaar mit vielen Kindern,
soll das deutsche Staatsvolk im Sinne
der AfD wieder stärker vermehren (S.
36). Die Partei verknüpft hier Famili-
enpolitik mit dem Ziel eines ethnisch
homogeneren, deutschen National-

staates, der idealiter eine Abstam-
mungsgemeinschaft für die AfD ist.
Das zeichnet sich an der Forderung
ab, das Territorialprinzip beim Thema
Staatsbürgerschaft wieder abzuschaf-
fen (S. 31). Das „Gendermainstreaming“
ist außerdem für die AfD der innere
Feind, der das „deutsche Staatsvolk“
und sein Wachstum bedrohe. Es wird
als Instrumentarium staatlicher Un-
terdrückung dargestellt, dem es sich
zu widersetzen gelte (S. 39). Hinzu

kommt eine eindeutige, grundsätzliche
Ablehnung von Schwangerschaftsun-
terbrechungen (S. 38). Da die AfD den
Kapitalismus in seiner derzeitigen Aus-
prägung nicht grundsätzlich kritisiert,
erfüllt die Familie allerdings die Funk-
tion eines Rückzugsortes vor dessen

Auswüchsen – Familie hält als Gegen-
gewicht her für den von der AfD pro-
pagierten wirtschaftlichen Wettbewerb
von Nationalstaaten.

Kurz: Die AfD arbeitet kontinuierlich
daran, den öffentlichen Diskurs wieder
umzukehren. Dieser hat sich mittler-
weile in der Bundesrepublik für eine
Vielfalt geschlechtlicher Identitäten
geöffnet, auch im Bildungssystem.
Aber: Wer davon ausgeht, dass dies
ein unumstößlicher gesellschaftlicher
Konsens ist, verschließt die Augen vor
der Durchsetzungskraft des Glaubens
an die vermeintlich „natürliche“ Rol-
lenzuteilung für Männer und Frauen,
die andere Geschlechtsidentitäten un-
sichtbar macht und nach wie vor als
Begründung für Ungleichbehandlun-
gen herhält. Politische Überzeugungs-
arbeit auf allen Ebenen bleibt daher
für uns eine wichtige fortwährende
Aufgabe.

Gesine Dannenberg, Potsdamer
Stadtverordnete für DIE LINKE
(Foto)

AfD will zurück zur Nation 
als ‚Abstammungsgemeinschaft‘
Erzkonservative Familienentwürfe im Bundestagswahlprogramm 

Gleichstellungsbeauftragte ruft Frauen zur Wahl auf
Wenige Wochen vor der Bundestagswahl
rufen über 40 Frauenverbände und zi-
vilgesellschaftliche Organisationen, zu
denen auch die kommunalen Gleichstel-
lungsbeauftragten gehören, Frauen in
Deutschland dazu auf, ihre Stimme für
Geschlechtergerechtigkeit und Vielfalt,
für Respekt, Toleranz und Mitmensch-
lichkeit und für eine demokratische Ge-
sellschaft abzugeben. 

„Vor fast 100 Jahren hatten Frauen in
Deutschland erstmals das Recht, sich an
Wahlen zu beteiligen. Dieses historische
Datum erinnert und mahnt, dieses Recht

auch in Anspruch zu nehmen“, sagt die
Potsdamer Gleichstellungsbeauftragte
Martina Trauth-Koschnick. „Denn wo sich
Engstirnigkeit, Intoleranz, Fremdenfeind-
lichkeit, Rassismus und Rechtspopulismus
breitmachen, stehen immer auch die
Rechte von Frauen auf dem Spiel.“ 

Der Wahlaufruf der Frauenverbände
fordert dazu auf, Kandidatinnen und
Kandidaten sowie die Parteien zu wählen,
die für eine gleichberechtigte Gesellschaft
stehen. Damit möchten die Frauenver-
bände die politischen Kräfte stärken, die
sich dafür einsetzen, dass Frauen und

Männer die gleichen Chancen auf ein
selbstbestimmtes und diskriminierungs-
freies Leben in wirtschaftlicher Unab-
hängigkeit haben. Dazu gehört auch ein
Familienverständnis, das Männern die
Teilhabe an der Erziehung ihrer Kinder
und der Pflege ihrer Eltern ermöglicht
und gleichzeitig die Verantwortung für
Haus- und Familienarbeit nicht vorent-
hält. Ebenso wie das Eintreten für einen
Rechtsstaat, der Frauen und Kindern
Schutz vor physischer und psychischer
Gewalt garantiert – ohne Wenn und
Aber. -red/lhp

Hetze
gegen rechte 

Entschieden 

www.die-linke.de
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WAHLFRÜHSTÜCK 
zur Bundestagswahl

Liebe GenossInnen und SympathisantInnen, wir freuen uns darauf, gemeinsam
die Bundestagswahl erfolgreich zu gestalten. Dafür haben wir ein neues Format
entwickelt, das WAHLFRÜHSTÜCK.
Allen Aktiven und Passiven wollen wir die Möglichkeit bieten, Erfahrungen in
angenehmer Umgebung und produktiver Ruhe austauschen zu können. Wir
haben Termine ausgewählter Sonnabende dazu vorgesehen. Die Treffen beginnen
ab 10.00 Uhr in der Potsdamer Geschäftsstelle.
Um es ein wenig spannend zu machen gibt es an jedem der Termine ein
spezielles aktuelles Thema des Wahlkampfes 2017 zu besprechen. Diese Ar-
beitsthemen werden aktuell erstellt und veröffentlicht.
Für Kaffee, Getränke und eventuell auch etwas mehr ist gesorgt. Wir würden
uns freuen, Euch für dieses Format begeistern zu können und laden alle recht
herzlich ein.
Die nächsten Termine sind am 12.08.2017 und am  26.08.2017. Im September
geht es dann WÖCHENTLICH weiter.

Ort des WAHLFRÜHSTÜCKS
Geschäftsstelle DIE LINKE.Potsdam
Zeppelinstraße 7 14471 Potsdam
Telefon 0331 / 58392444 
E-Mail: info@dielinke-potsdam.de

Das Wahlkreisbüro in Potsdam hat jetzt auch eine eigene 
Nummer: 0331 24364998
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Wahlkampfhöhepunkte
Sommerfest am 26. August mit Katja Kipping

Mit dem Sommerfest im Potsdamer Lustgarten
startet die Brandenburger LINKE auch in diesem
Jahr wieder in die heiße Wahlkampfphase.
Neben den Brandenburger Bundestagskandida-
tInnen, unter ihnen auch Norbert Muller, wird die
Parteivorsitzende Katja Kipping zu den Gästen
sprechen. Im Rahmenprogramm gibt es Kultur,
eine bunte Familienwiese und ein Kinderprogramm.
Ab 18.00 Uhr spielen „44 Leningrad“, „Tiefenrausch“
und „Die Sterne“ beim traditionellen „red summer
Festival“. Der Eintritt ist wie immer frei.

Gysi kommt
Am 20. September wird der Vorsitzende
der Europäischen LINKEN und ehemalige
Chef der LINKEN- Bundestagsfraktion,
Gregor Gysi, auf dem Keplerplatz in Pots-
dam erwartet. Die Wahlkundgebung mit
den Brandenburger Bundestagskandi-
datInnen beginnt um 16.00 Uhr.

Sonnabend, 02. September,
09.00 – 12.00 Uhr:
Infostand DIE LINKE in Babels-
berg auf dem Wochenmarkt 

Sonnabend, 02. September,
09.00 – 11.30 Uhr:
Infostand DIE LINKE.Stern,
Kirchsteigfeld, Drewitz (SKD)
auf dem  Keplerplatz

Sonnabend, 09. September, 
15.00 – 21.00 Uhr:
Stadtteilfest Am Stern. Ort: auf
dem J.-Kepler-Platz

Sonnabend, 09. September 2017,
09.00 – 12.00 Uhr:
Infostand DIE LINKE in Zentrum
Ost (am Rewe)

Montag, 11. September, 
16.00 – 18.00 Uhr: 
MIET-Hai-Infostand DIE
LINKE.SKD, Gartenstadt Drewitz,
am Wasserspielplatz

Dienstag, 12. September 2017,
16.00 – 22.00 Uhr: 
WORKSHOP „Take Care - Wege
für einen gemeinsamen Um-
gang mit Sorgetätigkeiten“. Ein
Tag mit informellem Erfahrungs-
austausch und Ansätzen für ei-
nen anderen Umgang mit Sor-
getätigkeiten in unserer kapita-
listisch geprägten Gesellschaft.
VERANSTALTUNGSORT: Projekt-
haus Potsdam, Rudolf- Breit-
scheid-Straße 164 in 14482 Pots-
dam-Babelsberg. VERANSTAL-

TER: Rosa-Luxemburg-Stiftung
Brandenburg

Freitag, 15. September, 
16.00 – 18.00 Uhr:
Infostand DIE LINKE.SKD auf
dem Keplerplatz

Sonnabend, 16. September, 
09.00 – 12.00 Uhr:
Infostand DIE LINKE in Babels-
berg auf dem Wochenmarkt 

Sonnabend, 16. September, 
11.00 – 21.00 Uhr:
10. Toleranzfest, Ort: Luisen-
platz, Potsdam

Sonntag, 17. September, 
10.00 – 12.00 Uhr: 
Rathausreport live - Frühschop-
pen der Stadtfraktion. Ort: Bür-
gerhaus Sternzeichen, Galilei-
straße 37/39, Café

Dienstag, 19. September, 
18.00 Uhr:
Die Regionalgruppen des Rot-
Fuchs Fördervereins und der
GBM laden zu einer Veranstal-
tung aus Anlass des 500. Jahres-
tages der Reformation ins Lo-
thar-Bisky -Haus, Alleestr. 3 ein.
Dr. Frank Baier spricht zum
Thema „Glaube und Macht“. 

Sonnabend, 22. September,
14.30 – 16.00 Uhr: 
Infostand DIE LINKE.SKD auf
dem Keplerplatz

Sonntag, 23. September, 
09.00 – 12.00 Uhr: 
Infostand DIE LINKE.SKD auf
dem Keplerplatz

Dienstag, 26. September 2017,
18.30 Uhr:
Film&Debatte: „Zwischen den
Stühlen“. Die Linksfraktion im
Landtag plant gemeinsam mit
der Rosa-Luxemburg- Stiftung
Brandenburg eine Veranstaltung
zum Thema Lehrerbildung im
Thalia-Kino in Potsdam Babels-
berg. 

tipps & termine • tipps & termine • tipps & termine • tipps & termine • tipps & termine • tipps & termine • 

Linkes 
SOMMER
FEST 17

DIE STERNE

44LENINGRAD
TIEFENRAUSCH

KATJA KIPPING
u.v.m.

26.08.17
LUSTGARTEN
AB 13 UHR / EINTRITT FREI

Hüpfburg ++ Clown
Cocktails ++ Ponyreiten  

Infostände ++ regionale & 
internationale Speisen

ab 10:00 Uhr:
Wahlfrühschoppen

ab 13:00 Uhr: 
Politik, Kultur & Familienfest

ab 18.00 Uhr: 
red summer Festival

V.i.S.d.P.: DIE LINKE. Brandenburg / Anja Mayer / Alleestr. 3 /14469 Potsdam

Unser Preisrätsel: 

Wer mitdenkt – gewinnt
Aufmerksame LeserInnen haben sicher schon alle vorhergehenden 11 Seiten nach einem Schmäckerchen
durchforstet. Denn: Auch ein Preisrätsel gehört heutzutage in eine Wahlkampfausgabe. So soll es auch dieses
Mal sein. Nun müssen Sie nicht wie sonst komplizierte Kreuzworträtsel lösen, um auf Lösungen zu stoßen.
Nein. Wir machen’s etwas einfacher dieses Mal. 
Wir suchen die Hauptüberschrift, die über dem Bundestagswahlprogramm 2017 der Partei DIE LINKE steht,
und die allen nachfolgenden Inhalten komprimierten Ausdruck verleiht.  
Diese Schlagzeile (fünf Wörter übrigens) sollten Sie dann auf einer Postkarte notieren und an die Kreisgeschäftsstelle
DIE LINKE.Potsdam, Zeppelinstr, 7 in 14471 Potsdam senden. Und wenn Sie das dann richtig aufgeschrieben
haben, dann sind Sie dabei, wenn wir drei Preise unter allen richtigen Lösungen auslosen. 
Ach so, die Preise: zu gewinnen sind jeweils 2 x 2 Freikarten für Spiele von Babelsberg 03 und von Turbine
Potsdam. Und als dritter Preis schließlich sind noch zwei Fahrradtaschen der LINKEN. Wir wünschen viel Glück.

Einladung zur Wahlparty:
Am Wahltag, 24.09.2017, läuft ab 17.00 Uhr auf dem Hof der Landesgeschäftsstelle der LINKEN in der
Alleestraße 3 unsere Wahlparty. Viel Spaß schon heute. Open end.


